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(Nr. 8501.) Verordnung, betreffend den Wegfall verſchiedener Abgaben in der Provinz 
Schleswig ⸗Holſtein. Vom 7. April 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des F. 5. der Verordnung, betreffend die Einführung der 

Preußiſchen Geſetzgebung in Betreff der direkten Steuern in dem Gebiete der 

gr thümer Schleswig und Holſtein, vom 28. April 1867. (Geſetz-Samml. 
. 543. ff.), auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


§. 1. 


Die in der Uns vorgelegten Nachweiſung bezeichneten Abgaben von Kom⸗ 
munen und Privaten in der Provinz Schleswig⸗Holſtein werden, ſoweit nicht 
die Beſtimmung des $. 2. Anwendung findet, hierdurch in Wegfall gebracht. 


6. 2. 


Diejenigen in der Nachweiſung aufgeführten Salarienabgaben, welche auf 
beſtimmten einzelnen Grundſtücken im Kreiſe Hadersleben ruhen, ſind von den 
ſeither zu deren Zahlung Verpflichteten bis zu demjenigen Zeitpunkte an die 
betreffenden Harden zu entrichten, mit welchem die im F. 4. der Verordnung vom 
28. April 1867. wegen Einführung der Preußiſchen Geſetzgebung in Betreff der 
direkten Steuern in dem Gebiete der Herzogthümer Schleswig und Holſtein 
gedachte, daſelbſt unter der Benennung „Kontribution“ beſtehende Pflugzahls— 
abgabe in Wegfall kommt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 2. Juni 1877. 
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$. 3. 


Durch das Amtsblatt für Schleswig⸗Holſtein iſt zur öffentlichen Kenntniß 
zu De welche Abgaben durch die Beſtimmungen der $$. 1. und 2. betroffen 
werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 7. April 1877. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. v. Bülow. 
Hofmann. 


(Nr. 8502.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend eine Aenderung des Regulativs über den Geſchäfts— 
gang bei der Ober⸗Rechnungskammer. Vom 11. Mai 1877. 


Auf den im Einvernehmen mit der Ober-Rechnungskammer erſtatteten Bericht 
des Staatsminiſteriums vom 30. April d. J. und auf Grund des $. 7. des 
Geſetzes vom 27. März 1872., betreffend die Einrichtung und die Befugniſſe der 
Ober⸗Rechnungskammer (Gefeb- Samml. S. 278.), will Ich hierdurch genehmigen, 
daß die drei erſten Sätze des $. 5. des durch Meinen Erlaß vom 22. Sep⸗ 
tember 1873. genehmigten Regulativs über den Geſchäftsgang bei der Ober 
Rechnungskammer (Geſez⸗ Sanmml. S. 458.) abgeändert werden und folgende 
Faſſung erhalten: 


„Dasjenige Geſchäftsjahr, welches mit dem 1. Mai 1876. be⸗ 
gonnen hat, ſchließt mit dem 30. April 1877. Das nächſte Geſchäfts⸗ 
jahr beginnt mit dem 1. Mai 1877. und endet mit dem 30. Sep⸗ 
tember 1878. Von da ab beginnt jedes weitere Geſchäftsjahr mit 
dem 1. Oktober des einen und ſchließt mit dem 30. September des 
folgenden Jahres. RER 
Inm Laufe eines jeden Geſchäftsjahres iſt das Reviſionsgeſchäft 
einſchließlich der Feſtſtellung der Reviſionsprotokolle in Anſehung fü 
licher Rechnungen für das vorangegangene Etatsjahr zu beendigen. 

Die Ober⸗Rechnungskammer iſt verpflichtet, für die Erledigung 
der gezogenen Erinnerungen und die Berichtigung der Rechnungen 
dergeitalt zu forgen, daß der Abſchluß des Reviſionsverfahrens ſpäteſtens 
im Laufe des folgenden Geſchäftsjahres erfolgt.“ Sie 

ieſer 


a5 re Kae a Ve FB a a a a a Te har 8 . 
a 8 9 RE dl, 
* 


W rs 


| — . 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen und dem 
Landtage der Monarchie zur Kenntnißnahme en. N 
Berlin, den 11. Mai 1877. 


Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. Achenbach. 
Friedenthal. v. Bülow. Hofmann. 


(Nr. 8503.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Heſſen wegen der Anlage von Eiſenbahnen 
von Frankfurt a. M. nach der Riedbahn und von Hanau nach Babenhauſen. 
Vom 4. Februar 1877. 


iin Majeftät der Deutſche Kaifer, König von Preußen, und Seine König- 
liche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein, von dem Wunſche 
geleitet, die Eiſenbahn⸗Verbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten 
zu erweitern, haben zum Zwecke einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu 
Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Wirklichen Legationsrath Paul Amadeus Guſtav 
Reichardt und 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Carl Siegmund 
Urſinus; i 
. Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei 
hein: 


Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter, Miniſterialrath Dr. Carl Neidhardt, 
von welchen, unter Vorbehalt der Ratifikation, der nachſtehende Vertrag verab⸗ 
redet und abgeſchloſſen worden iſt. 
Artikel 1. 
: Die Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Heſſiſche Regierung ſind 
übereingekommen: 

1) eine Eiſenbahn von Frankfurt a. M. nach der Riedbahn unter Be⸗ 
nutzung der durch Preußiſche Allerhöchſte Urkunde vom 24. Februar 1873. 
konzeſſionirten ſelbſtſtändigen Einführung der linksmainiſchen Heſſiſchen 
Ludwigsbahn nach Frankfurt a. M., und 

2) eine Eiſenbahn von Hanau nach Babenhauſen 

zuzulaſſen und zu fördern. 
Die Königlich Preußiſche Regierun wird die Konzeſſion zum Bau und 
Betriebe dieſer Bahnen für die in Ihrem Gebiete liegenden Strecken der gelligen 
(Nr. 8502—8503.) 22* udwigs⸗ 
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Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft, welche für die Strecken im Großherzoglich Sf 


ſiſchen Gebiete bereits unter dem 3. Auguſt 1875. konzeſſionirt worden iſt, er⸗ 
[ N 


theilen. 
Artikel 2. 


Beide Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß das Domizil und der 
Sitz der le 0 der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft in Heſſen 
verbleibe. Die Geſellſchaft joll jedoch gehalten fein, für die Spezialverwaltung 
der auf Preußiſchem Gebiete belegenen Strecken der im Artikel 1. bezeichneten 
Eiſenbahnen in Frankfurt a. M. eine Kommiſſion zu beſtellen, welche ſie der 
Preußiſchen Regierung, wie dem Publikum gegenüber in allen, dieſe Bahn⸗ 
ſtrecken betreffenden Angelegenheiten mit unbeſchränkter Vollmacht zu vertreten 
befugt und verpflichtet iſt. 

Artikel 3. 

Die Staatsaufſicht innerhalb jedes Staatsgebiets bleibt der betreffenden 
Regierung überlaffen. 

Die Punkte, wo die Bahnen die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreiten 
werden, ſollen nöthigenfalls durch deshalb beiderſeits abzuordnende techniſche 
Kommiſſarien näher beſtimmt werden. 


Artikel 4. 
Die Spurweite der Geleiſe ſoll ½8 Meter im Lichten der Schienen be⸗ 
tragen, auch der Bau und das geſammte Betriebsmaterial ſo eingerichtet werden, 
daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten übergehen können. 


Artikel 5. 

Der Geſellſchaft ſoll zwar geſtattet werden, die Bahnen zunächſt nur mit 
einem durchgehenden Geleiſe zu verſehen; es ſollen aber von vornherein die 
Kunſtbauten in ihren Gründungen in der für ein Doppelgeleiſe nöthigen Breite 
ausgeführt und das Terrain für doppelgeleiſige Bahnen erworben werden. 

Bei dem Eintritte des Bedürfniſſes werden die Hohen Regierungen die 
Herſtellung des zweiten Geleiſes anordnen. 


Artikel 6. 

Für den Fall, daß der Erwerb der zur Anlage der Bahnen erforderlichen 
Grundſtücke durch gütliche Vereinbarung unter den setheiligten nicht zu erreichen 
ift, wird jede der Hohen Regierungen für Ihr Gebiet der Geſellſchaft das Ex⸗ 
propriationsrecht verleihen. 

Artikel 7. 

Die von einer der beiden kontrahirenden Regierungen geprüften Betriebs- 
mittel werden ohne weitere Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung zu⸗ 
gelaſſen werden. 

Artikel 8. 


Die Beſtimmungen, welche bezüglich der Bildung eines Reſerve⸗ und 
eines Erneuerungsfonds in der Preußiſchen Konzeſſton vom 7. Auguſt 1872. 5 
ie 


die darin genannten Bahnen getroffen worden find, follen auch auf die im Ar- 
tikel 1. bezeichneten Bahnen Anwendung finden. 2 
Artikel 9. 

Die Heſſiſche Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft hat wegen aller Entſchädigungs⸗ 
anſprüche, welche aus Anlaß der ee 1 5 des Bahnbetriebes auf 
Königlich Preußiſchem Gebiete entſtehen und gegen ſie geltend gemacht werden 
möchten, der Königlich Preußiſchen Gerichtsbarkeit und, inſoweit nicht Reichs⸗ 
geſetze Platz greifen, den Königlich Preußiſchen Geſetzen ſich zu unterwerfen. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen Ihr und der Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der Ihr über die be- 
Aha Bahnſtrecken zuſtehenden Hoheits⸗ und Aufſichtsrechte einer beſonderen 
Behörde zu übertragen. Dieſe Behörde hat die Beziehungen ihrer Regierung 
u der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten, welche nicht zum 
irekten Einſchreiten der kompetenten Polizei⸗ und Gerichtsbehörden geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, 
welche hiernach von der betreffenden Königlich Preußiſchen Behörde reſſortiren, 
an dieſe eb wenden. Die gedachten Funktionen können von der Königlich Preu— 
ßiſchen egierung auch einem beſonderen Kommiſſarius übertragen werden. 


Artikel 10. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete 
kompetenten Behörden nach Maßgabe des Bahnpolizei-Reglements für die Eifen- 
bahnen Deutſchlands gehandhabt. Die in den verſchiedenen Staatsgebieten 
Rationirten, ut find auf Präſentation der Bahnverwaltung bei 
en kompetenten Behörden des betreffenden Staates zu verpflichten. 

Artikel 11. 

Die im Königlich Preußiſchen Gebiete angeſtellten Beamten der Geſellſchaft 
ſind den Königlich Preußiſchen Landesgeſetzen unterworfen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen 
Staates angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande 
ihres Heimathlandes nicht aus. 

ie Geſellſchaft ſoll verpflichtet werden, die von ihr anzuſtellenden Bahn⸗ 
wärter, Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer ted)- 
niſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civil-Anſtellungs⸗ 
berechtigung entlaſſenen Militärs des Deutſchen Heeres, ſoweit dieſelben das 
fünf und dreißigſte Lebensjahr noch nicht überſchritten haben, zu wählen. 

Bei Beſetzung der unteren Beamtenſtellen des ſtationären Dienſtes inner⸗ 
er des Preußiſchen Gebietes ſoll ſeitens der Geſellſchaft bei ſonſt gleicher Qua- 
ifikation auf die Bewerbungen Königlich Preußiſcher Unterthanen und innerhalb 
des Heſſiſchen Gebietes unter gleicher Vorausſetzung auf die Bewerbungen Groß— 
herzoglich Heſſiſcher Unterthanen beſondere Rückſicht genommen werden. 


Artikel 12. 
Die Beförderung von Truppen, Militäreffekten und ſonſtigen Armee⸗ 
bedürfniſſen hat nach denjenigen Normen und Sätzen ſtattzufinden, welche auf 
(Nr. 8503.) den 


den Staatseiſenbahnen im Gebiete des vormaligen Norddeutſchen Bundes Geltung 
haben oder von Reichswegen für Staatseiſenbahnen im Reichsgebiete ſpäter feſt⸗ 
geſtellt werden. f 

Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen der Bahnen in beiden 
Staatsgebieten, mögen ſolche vom Feinde ausgehen oder im Intereſſe der Landes⸗ 
vertheidigung veranlaßt werden, ſoll die Geſellſchaft oder deren Rechtsnachfolger 
einen Erſatz weder vom Preußiſchen oder Heſſiſchen Staate noch vom Reiche 
beanſpruchen können. 

Artikel 13. 


Die Verhältniſſe der Geſellſchaft zur Reichs-Poſtverwaltung regeln ſich nach 
dem zwiſchen der Poſtverwaltung und der Geſellſchaft unter dem 23. Mai 1869. 
abgeſchloſſenen Vertrage. Mit dem Ablauf dieſes Vertrages treten die Be— 
ſtimmungen des Geſetzes vom 20. Dezember 1875., betreffend die Abänderung des 
§. 4. des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reiches vom 28. Oktober 1871. 
und die etwa anderweit noch ergehenden reichsgeſetzlichen Beſtimmungen in Kraft. 


Artikel 14. 
Der Reichs-Telegraphenverwaltung gegenüber hat die Geſellſchaft diejenigen 
Verpflichtungen zu übernehmen, welche für die Eiſenbahnen im Deutſchen Reiche 
vom Bundesrathe feſtgeſtellt ſind oder ſpäter etwa anderweit feſtgeſtellt werden. 


Artikel 15. 

Jede der beiden Regierungen behält ſich vor, die in Ihr Gebiet fallenden 
Bahnſtrecken der Beſteuerung nach Maßgabe der Landesgeſetze zu unterziehen. 

Der Steuer, welche hiernach von den im Königlich Preußiſchen Gebiete 
belegenen Strecken zu erheben iſt, wird nur derjenige Theil des Geſammt⸗ 
Anlagekapitals zu Grunde gelegt werden, welcher auf dieſe Bahnſtrecken entfällt. 

Der Aufwand für Betriebsmittel iſt hierbei auf die Strecken nach Ver⸗ 
hältniß ihrer Längen zu vertheilen. 


Artikel 16. 

Die Preußiſche Regierung behält ſich das Recht vor, das Eigenthum der 
innerhalb Ihres Gebietes belegenen Strecken der im Artikel 1. genannten Eiſen⸗ 
bahnen nebſt allem beweglichen und unbeweglichen Zubehör nach Ablauf von 
30 Jahren, vom Tage der Betriebseröffnung an gerechnet, oder auch ſpäter, 
nach einer in beiden Fällen mindeſtens ein Jahr vorher zu bewirkenden An 
kündigung käuflich zu erwerben. 5 

Als Kaufpreis zahlt der Staat nach ſeiner Wahl entweder den fünfund⸗ 
zwanzigfachen Betrag des ſteuerpflichtigen Reinertrages, welcher im Durchſchnitt 
der letzten der Ankündigung vorhergegangenen fünf Betriebsjahre für die in 
Preußen belegenen Strecken e iſt, oder er erſetzt das auf dieſe Strecken 
verwandte Anlagekapital. In dem letzteren Falle fol, infofern zur Zeit der Er⸗ 
werbung der Zuſtand der Bahn oder des Zubehörs gegen die urſprüngliche 
Anlage ſich weſentlich verſchlechtert haben möchte, von dem zu erſtattenden 
Anlagekapital nach einem durch Sachverſtändige zu beſtimmenden Prozentſatze 
ein dem dermaligen Zuſtande entſprechender Abzug gemacht werden. 3 

u 


Regierung das Eigenthum dieſer in dem betreffenden Staatsgebiete liegen 


— 


„. Zu dem vorbezeichneten, auf den Preußiſchen Staat im Falle des Ankaufs 
übergehenden Zubehör gehört insbeſondere ein der Länge der in Preußen 
se Strecken entſprechender Theil des vorhandenen Betriebsmaterials, 
erner das zur Bahn- und zur Transportverwaltung dieſer Strecken gehörige 
Inventarium. 8 

Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche oder die Großherzoglich Heſſſche 


en 
Bahnſtrecken erwerben ſollten, werden die beiden kontrahirenden Regierungen ſich 
über die zur Beibehaltung eines ungeſtörten einheitlichen Betriebes auf den 
gedachten Bahnen erforderlichen Maßregeln verſtändigen. 

Artikel 17. 


Dieſer Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt 
werden. Die Auswechſelung der beiderſeitigen Ratifikations⸗Urkunden ſoll in 
Berlin erfolgen. 


So geſchehen Berlin, am 4. Februar 1877. 
(L. S.) Reichardt. 
(L. S.) Urſinus. 
(L. S.) Neidhardt. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


(Nr. 8504.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Bayern wegen Herſtellung einer Eiſenbahn⸗ 
verbindung zwiſchen St. Ingbert und Saarbrücken. Vom 23. April 1877. 


San Majeſtät der Deutſche Kaifer, König von Preußen, und Seine Majeftät 
der König von Bayern, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahnverbindungen 
zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben zum Zwecke einer 
hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Reichardt und 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Dr. jur. Hermann 

Frölich; 
Seine Majeſtät der König von Bayern: 
Allerhöchſtihren Regierungsdirektor Franz von Meyer und 
Allerhöchſtihren Regierungsrath, Direktor der Pfälziſchen Eiſenbahnen 
lbert von Jaeger, 
— 5 unter Vorbehalt der Ratifikation, den nachſtehenden Vertrag abgeſchloſſen 
aben: 
(Nr, 85038504) Art. 
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Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche und die Königlich Bayeriſche Regierung find über- 
eingekommen, eine Eiſenbahn zuzulaſſen und zu fördern, welche von St. Ingbert 
ausgehend in der Nähe der Ortſchaft Scheidt die Preußiſche Landesgrenze über⸗ 
ſchreitet und in der Nähe von St. Johann in die St. Johann⸗Saargemünder 
Sieht die e Königlich Bayerif : 

ie Königlich Preußiſche und die Königlich Bayeri he Regierung werden, 
jede für Ihr Gebiet, die Konzeſſion zum Bau und Betriebe dieſer Bahn der 
Geſellſchaft der Pfälziſchen Ludwigsbahn ertheilen. 

Von dem Anſchlußpunkte an die beſtehende Eiſenbahn St. Johann⸗Saar⸗ 
gemünd bis zum Bahnhof St. Johann wird die Königlich Preußſſche Regierung 
auf dieſer Eiſenbahn ein zweites Gleis legen und auf ſolche Weiſe die von 
St. Ingbert ausgehende Bahn in den Bahnhof St. Johann einführen. 


Artikel II. 


Die Genehmigung und Feſtſtellung des Bauprojekts innerhalb jedes Staats- 
gebiets bleibt der 5 1 überlaſſen. 

Der Punkt, wo die Bahn die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreiten 
wird, ſoll nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende beiderſeitige Kommiſſarien 
näher beſtimmt werden. 

Die Geſellſchaft ſoll verpflichtet werden, die Projekte mit thunlichſter 
Beſchleunigung zur Vorlage zu bringen, nach Feſtſtellung derſelben mit dem 
Bau ſofort d beginnen und denſelben in kürzeſter Friſt zu Ende zu führen. 

Die Geſellſchaft der Pfälziſchen Ludwigsbahn ſoll ferner verpflichtet fein, 
auf Verlangen der Königlich Preußiſchen Regierung gegen Erſtattung der Koſten 
eine für den Perſonen⸗ und Güterverkehr geeignete Station in der Nähe des 
Dorfes Scheidt anzulegen. Bei Aufſtellung des Bahnprojekts iſt hierauf Rück⸗ 
ſicht zu nehmen. 

Artikel III. 


Die Regelung des Betriebes auf der Bahn, ſowie die Vertheilung der 
Einnahmen derſelben ſoll nach Maßgabe derjenigen Beſtimmungen erfolgen, 
welche zwiſchen den Verwaltungen der Saarbrücker Eiſenbahn und der Pfälziſchen 
Bahnen in der Verhandlung zu Saarbrücken am 20. Februar 1877. in ihren 
Grundzügen vereinbart worden ſind. Auf Grundlage des über dieſe Verhand⸗ 
lung aufgenommenen, von beiden Regierungen genehmigten Protokolls wird 
zwiſchen den beiden genannten Verwaltungen ein die betreffenden Punkte im 
Einzelnen regelndes beſonderes Uebereinkommen abgeſchloſſen werden, welches 
der Genehmigung der beiden kontrahirenden Regierungen unterliegt. 

Beide Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß bei Feſtsellung der 
Fahrpläne und Tarife für die in den beiderſeitigen Staatsgebieten belegenen 
Strecken der Bahn nach einheitlichen Grundſätzen verfahren werden ſoll. 

Bei Feſtſtellung der Tarife ſoll auf möglichſt niedrige Beförderungspreiſe, 
ſowohl für Perſonen als für Güter, Bedacht genommen werden. 

Die Geſellſchaft der Pfälziſchen Ludwigsbahn wird für den Verkehr nach 
und aus Preußen auf dem Theile der Bahn, aus welchem Ihr die Einnahmen 

zu- 
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zufließen, keine höheren Einheitsſätze pro Tonne und Kilometer erheben, als nach 
dem jeweiligen Tarife auf den übrigen Bahnſtrecken der Geſellſchaft, insbeſondere 
auf der Bahn von Landau über Annweiler nach St. Ingbert, zur Erhebung 
kommen, es ſei denn, daß auf der Strecke der Bahn, deren Einkünfte Preußen 
zufallen, höhere Transportſätze erhoben werden ſollten, für welchen Fall auf 
155 erſtgedachten Bayeriſchen Strecke gleich hohe Sätze zur Erhebung gelangen 
önnen. 

In gleicher Weiſe wird die Königlich Preußiſche Regierung auf der Strecke, 
deren Einkünfte ihr zufallen, keine höheren Einheitsſätze je 0 und Kilo⸗ 
meter erheben, als nach dem jeweiligen Tarif auf der Saarbrücker Bahn zur 
Erhebung kommen, ſofern nicht die Geſellſchaft der Pfälziſchen Ludwigsbahn 
auf ihrer bezüglichen Strecke höhere Sätze erhebt, für welchen Fall die Preußiſche 
Regierung gleich hohe Sätze zu erheben berechtigt iſt. 

Im Üebrigen ſteht die Feſtſetzung der Tarife für die Strecke, deren Ein- 
nahmen der Geſellſchaft der Pfälziſchen Ludwigsbahn zuſtehen, der Königlich 
Bayeriſchen Regierung, für die übrigbleibende Strecke der Königlich Preußiſchen 
Regierung allein zu. - 

Ueber den Fahrplan werden die Königliche Eiſenbahndirektion in Saar⸗ 
brücken und die Direktion der Pfälziſchen Bahnen ſich verſtändigen. Die Geneh⸗ 
migung des Fahrplans ſteht beiden Regierungen gemeinſchaftlich zu. 


Artikel IV. 


Die Spurweite der zu erbauenden Bahn ſoll in Uebereinſtimmung mit 
den anſchließenden Bahnen 1,135 Meter im Lichten der Schienen betragen, auch 
der Bau und das geſammte Betriebsmaterial ſo eingerichtet werden, daß die 
Transportmittel ungehindert auf die anſchließenden Bahnen übergehen können. 

Der Geſellſchaft ſoll zwar geſtattet werden, die Bahn zunächſt nur mit 
Einem durchgehenden Geleiſe zu verſehen, von vornherein foll jedoch das Ter- 
rain für eine doppelgleiſige Bahn erworben werden. 

Bei dem Eintritt des Bedürfniſſes werden die Hohen Regierungen die 
Herſtellung des zweiten Geleiſes anordnen. 


Artikel V. 


Für den Fall, daß der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen 
Grundſtücke durch gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen 
iſt, wird jede der Hohen Regierungen für Ihr Gebiet der Geſellſchaft das Erpro- 
priationsrecht verleihen. 

Artikel VI. 


Die von einer der beiden kontrahirenden Regierungen geprüften Betriebs- 
mittel werden ohne weitere Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung 
zugelaſſen werden. 

Artikel VII. 


„Da das Domizil und der Sitz der Benne der Geſellſchaft der 
Pfälziſchen Ludwigsbahn im Königreiche Bayern belegen iſt, ſoll das geſetzliche 
Jahrgang 1877. (Nr. 8504.) 23 : und 
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und ſtatutariſche Aufſichtsrecht des Staats in Bezug auf alle Maßnahmen, 
welche die Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolcher und die Verwaltung und den 
Betrieb ihres Unternehmens im Allgemeinen, z. B. die l der Geſell⸗ 
ſchaftsſtatuten, Erweiterung des Unternehmens x. betreffen, lediglich von der 
Königlich Baperiſchen Regierung ausgeübt werden. 

Im Uebrigen übt jede der beiden kontrahirenden Regierungen für Ihr 
Gebiet gegenüber der bezeichneten Eiſenbahngeſellſchaft die ſtaatlicen Hoheits⸗ 
und Aufſichtsrechte aus. 

In allen Fällen, wo eine einheitliche Ausübung des ſtaatlichen Ober⸗ 
aufſichtsrechts im Intereſſe des Eiſenbahnverkehrs liegt, werden beide Regierungen 
eine Verſtändigung unter ſich herbeiführen. 

RE Fa Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
wiſchen Ihr und der Geſellſchaft, ſowie die Handhabung der Ihr über die in 

reußen belegene Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheitd und Aufſichtsrechte einer 
Behörde zu übertragen. Dieſe Behörde hat die Beziehungen ihrer Regierung 
be der Geſellſchaft in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten 
er kompetenten Königlich Preußiſchen Polizei- oder Gerichtsbehörden geeignet 
ſind. Die Geſellſchaft hat ig bei Angelegenheiten territorialer Natur, welche 
hiernach von der betreffenden öniglich Preußiſchen Behörde reſſortiren, an dieſe 
u wenden. Die gedachten Funktionen können von der Königlich Preußiſchen 

egierung auch einem beſonderen Kommiſſarius übertragen werden. 

Die Geſellſchaft der Pfälziſchen Ludwigsbahn iſt verpflichtet, auf Ver⸗ 
langen der Königlich Preußiſchen Regierung in Saarbrücken einen Vertreter zu 
beſtellen, an welchen Verfügungen der Aufſichtsbehörden mit verbindlicher Kraft 
erlaſſen und inſinuirt werden können. 


Artikel VIII. 


Die Geſellſchaft der Pfälziſchen Bahnen iſt wegen aller Entſchädigungs⸗ 
anſprüche, die aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes auf Königlich 
Preußiſchem Gebiete gegen ſie geltend gemacht werden, der Königlich Preußiſchen 
Gerichtsbarkeit und, inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen, den Königlich 
Preußiſchen Gefegen unterworfen und wird zu dem Ende in Saarbrücken Do⸗ 
mizil wählen. 

Artikel IX. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete 
kompetenten Behörden in Gemäßheit der für jedes Gebiet geltenden Vorf riften 
und Grundſätze durch die Beamten der Eiſenbahnverwaltungen gehandhabt 


werden. 
Artikel X. 


Die im Königlich Preußiſchen Gebiete angeſtellten Beamten der Geſell⸗ 
ſchaft ſind den Königlich Preußiſchen Landesgeſetzen unterworfen. 

Die Angehörigen des einen Staats, welche im Gebiete des anderen Staats 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathslandes nicht aus. 

> Die 
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Die Geſellſchaft ſoll verpflichtet werden, die von ihr für die neue Bahn 
anzuſtellenden Bahnwärter, Schaffner und ſonſtigen e mit Aus- 
nahme der einer techniſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit 
Civilverſorgungs⸗ bezw. Civilanſtellungsberechtigung entlaſſenen Militärs, ſoweit 
dieſelben das Jöſte Lebensjahr nicht überſchritten haben, zu wählen. 

Civilverſorgungsberechtigte haben hierbei den Vorzug vor den civilanftel- 
lungsberechtigten Militärperſonen. 

. Bei Beſetzung der unteren Beamtenſtellen innerhalb des Preußiſchen Ge⸗ 
biets wird ſeitens der Geſellſchaft bei ſonſt gleicher Qualifikation auf die Bewer⸗ 
nungen Königlich Preußiſcher Unterthanen beſondere Rückſicht genommen 

erden. 


Artikel XI. 


Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen der Bahn im Königlich 
Preußiſchen oder Königlich Baveriſchen Gebiete, mögen ſolche vom Feinde aus⸗ 
gehen oder im Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, ſoll die Ge⸗ 
ſellſchaft oder deren Rechtsnachfolger einen Erſatz weder vom Preußiſchen oder 

ayeriſchen Staate, noch vom Reiche beanſpruchen können. 


Artikel XII. 


„ Die neue Bahn fol auch zur Poſtbeförderung benutzt werden. Die 
2 diesfälligen Vereinbarungen bleiben den beiderſeitigen Poſtverwaltungen 
orbehalten. d 

We lich der in Preußen belegenen Strecke der Bahn iſt die Geſellſchaft 
der Pfalzſchen Ludwigsbahn den Beſtimmungen des Geſetzes vom 20. Dezember 
1875., betreffend die Abänderung des F. 4. des Geſetzes über das Poſtweſen des 
Deutſchen 15 5 vom 28. Oktober 1873. und der dazu ergangenen oder künftig 
ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und Aenderungen, unterworfen. 

Der Reichs⸗Telegraphenverwaltung gegenüber hat auf der in Preußen 
belegenen Bahnſtrecke die Geſellſchaft diejenigen Verpflichtungen zu erfüllen, 
welche von dem Bundesrathe des Deutſchen Reiches für die Eiſenbahnen im 
Reichsgebiete feſtgeſtellt find oder ſpäter etwa anderweit feſtgeſtellt werden. 


Artikel XIII. 


Die Königlich Bayeriſche Regierung behält fi vor, die in Ihr Gebiet 
fallende Enten der rk nach Maßgabe der Landesgeſetze 15 unter⸗ 
iehen. Daſſelbe behält ſich die Königlich Preußiſche Regierung bezüglich des⸗ 
beigen Theils der in Ihrem Gebiete gelegenen Bahnſtrecke vor, aus welchem 
ie Einnahmen der Geſellſchaft der Pfälziſchen Ludwigsbahn zufließen. 


Artikel XIV. 
Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt das Recht vorbehalten, den 


in Ihrem Gebiete belegenen Theil der Bahn jederzeit gegen Erſtattung der An⸗ 


h 
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lagekoſten zu erwerben. 
00 Sollte 
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Sollte das Eigenthum an den Pfälziſchen Bahnen, ſei es in Ausübung 
des der Königlich Bayeriſchen Regierung zustehenden Einlöſungsrechtes, ſei es 
vor dem Einkritte dieſes Rechtes im Wege freier Vereinbarung, auf den Bayer 
riſchen Staat übergehen, ſo tritt die Königlich Bayeriſche Regierung in alle 
Rechte und Verbindlichkeiten ein, welche aus dem gegenwärtigen Staatsvertrage 
für die Geſellſchaft der Pfälziſchen Ludwigsbahn hervorgehen. 


Artikel XV. 


Dieſer Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Exem laren ausgefertigt und 
beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. 


Die Auswechſelung der beiderſeitigen Ratifikations⸗Urkunden ſoll binnen 
vier Wochen in Berlin erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 23. April 1877. 


(L. S.) Reichardt. (L. S.) Franz v. Meyer. 
(L. S.) Dr. Frölich. (L. S.) v. Jäger. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
v. Decker). 
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